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2 Geletzblatt ee 


für die Freie Stadt Danzig 


0 Nr. 9 Ausgegeben Danzig, den 3. April 1929 


f Inhalt. Geſetz über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen (S. 53). — Vorläufiges Haushaltsge ſetz für das 
Rechnungsjahr 1929 (S. 57). . 


17 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird. 0 8 
5 Geſetz 8 Ant 
über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 1 A 


Vom 21. 3. 1929. 


J. Verkehrs vorſchriften. 
§ 1. 
Kraftfahrzeuge, die auf öffentlichen Wegen oder Plätzen in Betrieb geſetzt werden ſollen, müſſen 
von dem Polizeipräſidenten zum Verkehr zugelaſſen ſein; Ausnahmen beſtimmt der Senat. 
Als Kraftfahrzeuge im Sinne dieſes Geſetzes gelten Landfahrzeuge, die durch Maſchinenkraft 
bewegt werden, ohne an Bahngleiſe gebunden zu ſein. 
§ 2. “1 
Wer auf öffentlichen Wegen oder Plätzen ein Kraftfahrzeug führen will, bedarf der Erlaubnis 
des Polizeipräſidenten; Ausnahmen beſtimmt der Senat. Die Erlaubnis gilt für das Gebiet der 
Freien Stadt Danzig; fie iſt zu erteilen, wenn der Nachſuchende ſeine Befähigung durch eine Prüfung 
dargetan hat und nicht Tatſachen vorliegen, die die Annahme rechtfertigen, daß er zum Führen von 
Kraftfahrzeugen ungeeignet iſt. ö 
Den Nachweis der Erlaubnis hat der Führer durch eine Beſcheinigung (Führerſchein) zu er- 
bringen. ; 
Die Befugnis der Ortspolizeibehörde, auf Grund des $ 37 der Reichsgewerbeordnung weiter⸗ 
gehende Anordnungen zu treffen, bleibt unberührt. 


8 3. 

Wer zum Zwecke der Ablegung der Prüfung ($ 2 Abſ. 1 Satz 2) ſich in der Führung von Kraft⸗ 
fahrzeugen übt, muß dabei auf öffentlichen Wegen oder Plätzen von einer mit dem Führerſchein ver- 
ſehenen, durch den Polizeipräſidenten zur Ausbildung von Führern ermächtigten Perſon begleitet 


und beaufſichtigt fein. Das gleiche gilt für Fahrten, die bei Ablegung der Prüfung vorgenommen 
werden. Ausnahmen beſtimmt der Senat. f 8 


N. Bei den Webungs- und Prüfungsfahrten, die gemäß der Vorſchrift des Abſ. 1 ſtattfinden, gilt 
i im Sinne dieſes Geſetzes der Begleiter als Führer des Kraftfahrzeugs. N, ) 
1 8 4. 


Werden Tatſachen feſtgeſtellt, welche die Annahme rechtfertigen, daß eine Perſon zum Führen 
von Kraftfahrzeugen ungeeignet iſt, ſo kann ihr die Fahrerlaubnis dauernd oder für beſtimmte Zeit 
durch den Polizeipräſidenten entzogen werden; nach der Entziehung iſt der Führerſchein der Behörde 
abzuliefern. a 

§ 5. 
‚aß Gegen die Verſagung der Fahrerlaubnis finden, wenn ſie aus anderen Gründen als wegen 
Aungenügenden Ergebniſſes der Befähigungsprüfung erfolgt, die gegen polizeiliche Verfügungen gege⸗ 
benen Rechtsmittel Anwendung. Das gleiche gilt von der Entziehung der Fahrerlaubnis; das Rechts⸗ 
mittel hat aufſchiebende Wirkung, ſofern dies nicht ausdrücklich bei der erſten Entſcheidung ausge⸗ 
ſchloſſen wird. 5 Ken RER 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 11. 4. 1929.) 


. 5 ang 2 he 8 6. 

Gefährliche Stellen an Wegeſtrecken, die dem Durchgangsverkehr dienen, find von den Wegebau— 
pflichtigen durch Warnungstafeln zu kennzeichnen. Welche Straße dem Durchgangsverkehr dient, be— 
ſtimmt der Senat. 

Sl, 
Der Senat erläßt: 
1. die zur Ausführung der $$ 1 bis 6 erforderlichen Anordnungen ſowie die Beſtimmungen 

für die Zulaſſung der Führer ausländiſcher Kraftfahrzeuge; h 

2. die ſonſtigen zur Erhaltung der Ordnung und Sicherheit auf den öffentlichen Wegen 
oder Plätzen erforderlichen Anordnungen über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen, insbe— 
ſondere über die Prüfung und Kennzeichnung der Fahrzeuge und über das Verhalten 
der Führer ſowie über den allgemeinen Fahrverkehr, ſoweit dies in Rückſicht auf den Kraft⸗ 
fahrzeugverkehr erforderlich ift; 1 

3. Vorſchriften über Gebühren für behördliche Maßnahmen im Kraftfahrzeugverkehr bei 

Durchführung der auf Grund dieſes Geſetzes erlaſſenen Verordnungen. Die Gebühren ſind 
nach den tatſächlichen Aufwendungen bemeſſen. 


II. Haftpflicht. 
§ 8. 


Wird bei dem Betrieb eines Kraftfahrzeugs ein Menſch getötet, der Körper oder die Geſundheit 
eines Menſchen verletzt oder eine Sache beſchädigt, jo iſt der Halter des Fahrzeugs verpflichtet, dem Ver— 
letzten den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen. 


Die Erſatzpflicht iſt ausgeſchloſſen, wenn der Unfall durch ein unabwandbares Ereignis verurſacht 
wird, das weder auf einem Fehler in der Beſchaffenheit des Fahrzeugs noch auf einem Verſagen 
ſeiner Vorrichtungen beruht. Als unabwendbar gilt ein Ereignis insbeſondere dann, wenn es auf das 
Verhalten des Verletzten oder eines nicht bei dem Betriebe beſchäftigten Dritten oder eines Tieres 
zurückzuführen iſt und ſowohl der Halter als der Führer des Fahrzeugs jede nach den Umſtänden 
des Falles gebotene Sorgfalt beobachtet hat. 


Benutzt jemand das Fahrzeug ohne Wiſſen und Willen des Fahrzeughalters, ſo iſt er an Stelle 
des Halters zum Erſatze des Schadens verpflichtet. Daneben bleibt der Halter zum Erſatze des Scha— 
dens verpflichtet, wenn die Benutzung des Fahrzeugs durch ſein Verſchulden ermöglicht worden iſt. 


§ 9. 
Die Vorſchriften des § 8 finden keine Anwendung: 
1. wenn zur Zeit des Unfalls der Verletzte oder die beſchädigte Sache durch das Fahrzeug 
befördert wurde oder der Verletzte bei dem Betriebe des Fahrzeugs tätig war; 
2. wenn der Unfall durch ein Fahrzeug verurſacht wurde, das auf ebener Bahn eine auf 
20 Kilometer begrenzte Geſchwindigkeit in der Stunde nicht überſteigen kann. 


$ 10. 


Hat bei der Entſtehung des Schadens ein Verſchulden des Verletzten mitgewirkt, ſo finden die 
Vorſchriften des 8 254 des Bürgerlichen Geſetzbuchs mit der Maßgabe Anwendung, daß im Falle 
der Beſchädigung einer Sache das Verſchulden desjenigen, welcher die tatſächliche Gewalt über die 
Sache ausübt, dem Verſchulden des Verletzten gleichſteht. \ 


8 11. 


Im Falle der Tötung iſt der Schadenerſatz durch Erſatz der Koſten einer verſuchten Heilung 
ſowie des Vermögensnachteils zu leiſten, den der Getötete dadurch erlitten hat, daß während der 
Krankheit ſeine Erwerbsfähigkeit aufgehoben oder gemindert oder eine Vermehrung ſeiner Bedürf— 
niſſe eingetreten war. Der Erſatzpflichtige hat außerdem die Koſten der Beerdigung demjenigen zu 
erſetzen, dem die Verpflichtung obliegt, dieſe Koſten zu tragen. 

„Stand der Getötete zur Zeit der Verletzung zu einem Dritten in einem Verhältniſſe, vermöge 
deſſen er dieſem gegenüber kraft Geſetzes unterhaltspflichtig war oder unterhaltspflichtig werden konnte, 
und iſt dem Dritten infolge der Tötung das Recht auf Unterhalt entzogen, ſo hat der Erſatzpflichtige 
dem Dritten inſoweit Schadenerſatz zu leiſten, als der Getötete während der mutmaßlichen Dauer 
ſeines Lebens zur Gewährung des Unterhalts verpflichtet geweſen ſein würde. Die Erſatzpflicht tritt 
auch dann ein, wenn der Dritte zur Zeit der Verletzung erzeugt, aber noch nicht geboren war. 


„ 


ie 
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8 12. en 

Im Falle der Verletzung des Körpers oder der Geſundheit it der Schadenerſatz durch Erſatz 
der Koſten der Heilung ſowie des Vermögensnachteils zu leiſten, den der Verletzte dadurch erleidet. 
daß infolge der Verletzung zeitweiſe oder dauernd ſeine Erwerbsfähigkeit aufgehoben oder gemindert 
oder eine Vermehrung ſeiner Bedürfniſſe eingetreten iſt. f 

818; 

Der Erſatzpflichtige haftet: ! 

1. im Falle der Tötung oder Verletzung eines Menſchen nur bis zu einem Kapitalbetrage 

von fünfundzwanzigtauſend Gulden oder bis zu einem Rentenbetrage von jährlich ein⸗ 
tauſendfünfhundert Gulden, 5 

2. im Falle der Tötung oder Verletzung mehrerer Menſchen durch dasſelbe Ereignis, unbe⸗ 
ſchadet der in Nr. 1 beſtimmten Grenze, nur bis zu einem Kapitalbetrage von insgeſamt 
fünfundſiebzigtauſend Gulden oder bis zu einem Rentenbetrage von insgeſamt viertauſend⸗ 
fünfhundert Gulden, 

3. im Falle der Sachbeſchädigung, auch wenn durch dasſelbe Ereignis mehrere Sachen be— 
ſchädigt werden, nur bis zum Betrage von fünftauſend Gulden. 

Ueberſteigen die Entſchädigungen, die mehreren auf Grund desſelben Ereigniſſes nach Abſ. 1 
Nr. 1, 3 zu leiſten ſind, insgeſamt die in Nr. 2, 3 bezeichneten Höchſtbeträge, ſo verringern ſich die 
einzelnen Entſchädigungen in dem Verhältnis, in welchem ihr Geſamtbetrag zu dem Höchſtbetrage 
ſteht. N f 

8 14. 

Der Schadenerſatz wegen Aufhebung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit und wegen Ver— 
mehrung der Bedürfniſſe des Verletzten ſowie der nach $ 11 Abſ. 2 einem Dritten zu gewährende 
Schadenerſatz iſt für die Zukunft durch Entrichtung einer Geldrente zu leiſten. g 

Die Vorſchriften des 8 843 Abſ. 2 bis 4 des Bürgerlichen Geſetzbuchs und das § 708 Nr. 6 
der Zivilprozeßordnung finden entſprechende Anwendung. Das gleiche gilt für die dem Verletzten zu 
entrichtende Geldrente von der Vorſchrift des $ 850 Abi. 3 und für die dem Dritten zu entrich— 
tende Geldrente von der Vorſchrift der §S 850 Abi. 1 Nr. 2 der Zivilprozeßordnung. ü 

Iſt bei der Verurteilung des Verpflichteten zur Entrichtung einer Geldrente nicht auf Sicherheits- 
leiſtung erkannt worden, ſo kann der Berechtigte gleichwohl Sicherheitsleiſtung verlangen, wenn die 
Vermögensverhältniſſe des Verpflichteten ſich erheblich verſchlechtert haben; unter der gleichen Voraus⸗ 
ſetzung kann er eine Erhöhung der in dem Urteile beſtimmten Sicherheit verlangen. 

8 15. 

Die in den $$ 8-14 beſtimmten Anſprüche auf Schadenerſatz verjähren in zwei Jahren von dem 
Zeitpunkt an, in welchem der Erſatzberechtigte von dem Schaden und von der Perſon des Erſatz— 
pflichtigen Kenntnis erlangt, ohne Rückſicht auf dieſe Kenntnis in dreißig Jahren von dem Unfall an. 

Schweben zwiſchen dem Erſatzpflichtigen und dem Exſatzberechtigten Verhandlungen über den zu 
leiſtenden Schadenerſatz, ſo iſt die Verjährung gehemmt, bis der eine oder der andere Teil die Fort- 
ſetzung der Verhandlung verweigert. 41 

Im übrigen finden die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Verjährung An⸗ 
wendung. f 

f 8 16. 

Der Erſatzberechtigte verliert die ihm auf Grund der Vorſchriften dieſes Geſetzes zuſtehenden 
Rechte, wenn er nicht ſpäteſtens innerhalb zweier Monate, nachdem er von dem Schaden und der 
Perſon des Erſatzpflichtigen Kenntnis erhalten hat, dem Erſatzpflichtigen den Unfall anzeigt. Der 
Rechtsverluſt tritt nicht ein, wenn die Anzeige infolge eines von dem Erſatzberechtigten nicht zu ver— 
tretenden Umſtandes unterblieben iſt oder der Erſatzpflichtige innerhalb der bezeichneten Friſt auf 
andere Weiſe von dem Unfall Kenntnis erhalten hat. 


8 1 
Unberührt bleiben die geſetzlichen Vorſchriften, nach welchen der Fahrzeughalter für den durch 
das Fahrzeug verurſachten Schaden in weiterem Umfang als nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
haftet oder nach welchen ein anderer für den Schaden verantwortlich iſt. a 
8 18. | 9 5 
Wird ein Schaden durch mehrere Kraftfahrzeuge verurſacht und find die beteiligten Fahrzeug⸗ 
halter einem Dritten kraft Geſetzes zum Erſatze des Schadens verpflichtet, ſo hängt im Verhältniſſe 


N 56 

der Fahrzeughalter zueinander die Verpflichtung zum Erſatze ſowie der Umfang des zu leiſtenden Er⸗ 

ſatzes von den Umſtänden, insbeſondere davon ab, inwieweit der Schaden vorwiegend von dem einen 

oder dem anderen Teile verurſacht worden iſt. Das gleiche gilt, wenn der Schaden einem der be— 

teiligten Fahrzeughalter entſtanden iſt, von der Haftpflicht, die für einen anderen von ihnen eintritt. 
Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden entſprechende Anwendung, wenn der Schaden durch ein 

Kraftfahrzeug und ein Tier oder durch ein Kraftfahrzeug und eine Eiſenbahn verurſacht wird. 


Ss 19. 

In den Fällen des § 8 Abſ. 1 iſt auch der Führer des Kraftfahrzeugs zum Erſatze des Scha— 
dens nach den Vorſchriften der 88 9-16 verpflichtet. Die Erſatzpflicht iſt ausgeſchloſſen, wenn der 
Schaden nicht durch ein Verſchulden des Führers verurſacht iſt. 

Die Vorſchrift des § 17 findet entſprechende Anwendung. 

Iſt in den Fällen des $ 18 auch der Führer eines Fahrzeugs zum Erſatze des Schadens ver— 
pflichtet, ſo finden auf dieſe Verpflichtung in ſeinem Verhältnis zu den Haltern und Führern der 
anderen beteiligten Fahrzeuge, zu dem Tierhalter oder Eiſenbahnunternehmer die Vorſchriften des 
§ 18 entſprechende Anwendung. 

. 20 
Foür Klagen, die auf Grund dieſes Geſetzes erhoben werden, iſt auch das Gericht zuſtändig, in 
deſſen Bezirke das ſchädigende Ereignis ſtattgefunden hat. 


III. Straf- und Schlußvorſchriften. 
921 

Mit Geldſtrafe bis zu 300 G oder mit Haft wird beſtraft, wer den zur Erhaltung der Ordnung 
und Sicherheit des Verkehrs auf den öffentlichen Wegen oder Plätzen erlaſſenen polizeilichen An— 
ordnungen zuwiderhandelt, ſoweit ſie den Verkehr mit Kraftfahrzeugen und im Zuſammenhang mit 
dieſem Verkehr den übrigen Straßenverkehr regeln. ! 

§ 22. 

Der Führer eines Kraftfahrzeugs, der nach einem Unfalle ($ 8) es unternimmt, ſich der Feſt— 
ſtellung des Fahrzeugs und ſeiner Perſon durch die Flucht zu entziehen, wird mit Geldſtrafe bis zu 
zehntauſend Gulden oder mit Gefängnis bis zu zwei Monaten beſtraft. Er bleibt jedoch ſtraflos, wenn 
er ſpäteſtens am nächſtfolgenden Tage nach dem Unfall Anzeige bei einer inländiſchen Polizeibehörde 
erſtattet und die Feſtſtellung des Fahrzeugs und ſeiner Perſon bewirkt. 

Verläßt der Führer des Kraftfahrzeugs eine bei dem Unfall verletzte Perſon vorſätzlich in 
hilfloſer Lage, ſo wird er mit Gefängnis bis zu 6 Monaten beſtraft. Sind mildernde Umſtände vor— 
handen, ſo kann auf Geldſtrafe bis zu zehntauſend Gulden erkannt werden. 

§ 23. 

Mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend Gulden oder mit Gefängnis bis zu zwei Monaten wird be— 
ſtraft, wer auf öffentlichen Wegen oder Plätzen ein Kraftfahrzeug führt, das nicht von der“ zuſtändigen 
Behörde zum Verkehr zugelaffen iſt. 

Die gleiche Strafe trifft den Halter eines nicht zum Verkehr zugelaſſenen Kraftfahrzeugs, wenn 
er vorſätzlich oder fahrläſſig deſſen Gebrauch auf öffentlichen Wegen oder Plätzen geſtattet. 

ö § 24. / 
Mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend Gulden oder mit Gefängnis bis zu zwei Monaten wird be— 
ſtraft: 


1 


1. wer ein Kraftfahrzeug führt, ohne einen Führerſchein zu beſitzen; 
2. wer ein Kraftfahrzeug führt, obwohl ihm die Fahrerlaubnis entzogen iſt; 
3. wer nicht ſeinen Führerſchein der Behörde, die ihm die Fahrerlaubnis entzogen hat, auf ihr 
Verlangen abliefert. 
Die gleiche Strafe trifft den Halter des Kraftfahrzeugs, wenn er vorſätzlich oder fahrläſſig eine 
Perſon zur Führung des Fahrzeugs beſtellt oder ermächtigt, die ſich nicht durch einen Führerſchein 
ausweiſen kann oder der die Fahrerlaubnis entzogen iſt. | 


8 25. 
Wer in rechtswidriger Abſicht 
1. ein Kraftfahrzeug, für welches von der Polizeibehörde ein Kennzeichen nicht ausgegeben 
oder zugelaſſen worden iſt, mit einem Zeichen verſieht, welches geeignet iſt, den Anſchein 
der polizeilich angeordneten oder zugelaſſenen Kennzeichnung hervorzurufen, 


* 


F“!!! BE ERLERBBUR Re Hte B 
eee, RS TR KENN A RT VE RAR NO ET LE 


57 
2. ein Kraftfahrzeug mit einer anderen als der polizeilichen für das Fahrzeug ausgegebenen 
oder zugelaſſenen Kennzeichnung verſieht, 


3. das an einem Kraftfahrzeug gemäß polizeilicher Anordnung angebrachte . verändert, 
beſeitigt, verdeckt oder ſonſt in ſeiner Erkennbarkeit beeinträchtigt, “ 

wird, ſofern nicht nach den Vorſchriften des Strafgeſetzbuchs eine höhere Strafe verwirkt iſt, mit Geld⸗ 

ſtrafe bis zu zehntauſend Gulden oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten beſtraft. 


Die gleiche Straſe trifft Perſonen, welche auf öffentlichen Wegen oder Plätzen von einem 
Kraftfahrzeug Gebrauch machen, von dem fie willen, daß die Kennzeichnung in der im Abſ. 1 unter 
Nr. 1 bis 3 e Art gefälſcht, verfälſcht oder unterdrückt worden iſt. 

IV. Kleinkrafträder. 
§ 26. 
Die Vorſchriften im Teil I, II und III gelten nicht für Kleinkrafträder. 
Der Senat erläßt Anordnungen über den Verkehr mit Kleinkrafträdern. 


Danzig, den 21. März 1929. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Arczynski. 


18 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Vorläufiges Haushaltsgeſetz 
für das Rechnungsjahr 1929. 
Vom 20. 3. 1929. 


Einziger Artikel. 
Der Senat wird ermächtigt: 

J. bis zum Erlaß eines endgültigen Haushaltsgeſetzes für das Rechnungsjahr 1929 die Verwaltung 
der Freien Stadt Danzig hinſichtlich der laufenden Einnahmen und Ausgaben auf Grund des 
Haushaltsplanes 1928 zu führen, 

II. folgende neue fortlaufende Ausgaben zu leiſten: 

A. im Haushaltsplan Soziales und Geſundheitsweſen. Medizinalver⸗ 
waltung. 
Unterſuchung und Sanierung 1 F 1 B 
FT . 10000 G 
Hygieniſches Inſtitut. 
Bekämpfung von Tierſeuchen, e Lebensmittelkontrolle uſw. Ab⸗ 
ſchnitt B III, .. 10 000 G 
B. im Haushaltsplan Wiſſenſchaft, Kunſt an Volksbildung. 
Staatl. Oberrealſchule i. E., Weidengaſſe. 
1 Studienrat (XI/XII) 
1 Turnlehrer (IX/XI) Abſchnitt D I, 1 „ e e eee 
Zur Errichtung der Tertia einer Aufbauſchule Abschnitt D W. 9 eee 
III. folgende einmalige Ausgaben zu leiſten: 
A. im Haushaltsplan Soziales und Geſundheitsweſen. Staatl. Blin- 
denanſtalt Königstal. 
Umbau der Anſtaltswaſchküche Abſchnitt A II, iIiII. 13000 G 
Staatl. Fürſorgeanſtalt Silberhammer. 
Zu weiteren Neu- und Ausbauarbeiten infolge Umſtellung der Anſtalt Ab⸗ 
f ᷣ y ar 
Staatl. Frauenklinik. f 
Bauliche Ueberholung der Klinik Abſchnitt B II, 11. 4 „000 
B. im Haushaltsplan der Juſtizverwaltung. 
l Wegebaukoſten Lamenſtein (2. Rate) Abſchnitt B IV, 3a... 6000 G 
Drainage⸗Arbeiten Lamenſtein (2. W Abſchnitt B IV, 3b 2000 8 
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Neuherſtellung von Eiſenbetonüberbauten uſw. Abſchnitt VII, 2. n 25 000 G 
1 Bau einer Notbrücke an der Plehnendorfer Schleuſe Abschnitt vu, 85 ER 4000 G 


5 im Haushaltsplan der Forſtverwaltung. g 
Fur Aufforſtung von Lobeckshof (4. Rate) Abſchnitt IV, Be 5 ben 5 5.000. G 
b. im Haushaltsplan der Zollverwaltung. ** N 
Beſchaffung von Biromafchinen Abſchnitt C XV, 2 2.22 28000 0, 


Bau einer Wage in Einlage Abſchnitt CRV, 5 weh en ie . ‚10000 G 


IV. ſchwebende Schulden zur Beſchaffung von Betriebsmitten aufzunehmen, welche in ben Grenzen der 
zu 1— Ill bezeichneten Ermächtigung liegen. : 


Danzig, den 20. März 1929. 


Der Senat der Freien Stadt e 
Dr. Sahm. Arczynski. 


\ 


Ben ögeb 15 vierteljährlich a) für dus Geſetzblatt für die BL 41 Danzig Aus r 5 u. B je 3,00 G, b für 
den ART : 5 e Frei ee . Teil I or u. B je 2,2 9 NE den taatsanze de für die Freie 
Stabt 3,00 Beſtellungen haben bei 591 ufändigen AR alt zu erfolgen. 5 ſie he 
Staatzanz. 61923 Nr. 87) Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu b 


Einrückungsgebühren betragen für die 1 755 oder deren Raum — 0,40 Gulden. 
99 00 Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
5 Sgriueitung: Geſchäftsſtelle des Lee und des Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in — 


